
Bundesministerium des Innern

Verordnung
über die Bestimmung von Dokumenten,

die zur Überprüfung der Identität einer nach dem Geldwäschegesetz
zu identifizierenden Person zum Zwecke des Abschlusses

eines Zahlungskontovertrags zugelassen werden
(Zahlungskonto-Identitätsprüfungsverordnung – ZIdPrüfV)

Vom 5. Juli 2016

Auf Grund des § 4 Absatz 4 Satz 2 des Geldwäschegesetzes vom 13. August
2008 (BGBl. I S. 1690) verordnet das Bundesministerium des Innern im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen:

§ 1

Weitere Dokumente, die zur Überprüfung der Identität zum Zwecke
des Abschlusses eines Zahlungskontovertrags zugelassen werden

(1) Zum Zwecke des Abschlusses eines Vertrags über ein Zahlungskonto im
Sinne von § 1 Absatz 3 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes ist zur Überprüfung
der Identität einer nach dem Geldwäschegesetz zu identifizierenden Person auch
zugelassen:

1. bei einer Person, die das 16. Lebensjahr nicht vollendet hat und nicht selbst im
Besitz eines Dokuments nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 des Geldwäsche-
gesetzes ist, die Geburtsurkunde in Verbindung mit der Überprüfung der Identität
des gesetzlichen Vertreters anhand eines Dokuments nach § 4 Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 des Geldwäschegesetzes,

2. bei einem Betreuten die Bestellungsurkunde des Betreuers nach § 290 des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtspraxis in Verbindung mit der Überprüfung der Identität
des Betreuers anhand eines Dokuments nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1
des Geldwäschegesetzes.

(2) Zum Zwecke des Abschlusses eines Basiskontovertrags im Sinne der
§§ 31, 38 des Zahlungskontengesetzes ist zur Überprüfung der Identität einer nach
dem Geldwäschegesetz zu identifizierenden Person auch zugelassen:

1. bei einem Ausländer, der nicht im Besitz eines der in § 4 Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 des Geldwäschegesetzes genannten Dokumente ist, eine Bescheinigung
über die Aussetzung der Abschiebung nach § 60a Absatz 4 des Aufenthalts-
gesetzes gemäß Anlage D2b in Verbindung mit Anlage D2a der Aufenthalts-
verordnung,

2. bei einem Asylsuchenden, der nicht im Besitz eines der in § 4 Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 des Geldwäschegesetzes genannten Dokumente ist, ein Ankunfts-
nachweis nach § 63a des Asylgesetzes.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Berlin, den 5. Juli 2016

Der Bundesminister des Innern

Thomas de Maiz ière
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Verkündung
Veröffentlicht am Mittwoch, 6. Juli 2016
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